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„Oferbar iſt es ein Traum! Wenn wir nur nicht zu früh er— 
wachen!“ — Das ungefähr war die Stimmung, mit welcher das 
preußiſche Publicum den Anfang der letzten vier Wochen durchlebte. — 
Allmälig aber wurden die Traumgeſtalten körperlich, ſo körperlich, daß 
man ſie greifen konnte; ſo leuchtend, daß alles, was früher geſchehn, 
wie in einen Nebel verſank, daß man völlig vergeſſen hatte, was man 
früher gedacht, gehofft, geſprochen; die Phantaſie dehnte ſich nach dem 
Maß der Wirklichkeit aus und glaubte die Weltmacht zu ſein. 

Es iſt Zeit, daß das preußiſche Publicum ſich zum Volk erhebe. 
Das Publicum applaudirt, langweilt ſich, trommelt und pfeift; das Volk 
handelt. Die ſchlimmſte Täuſchung iſt, wenn man jene Kundgebun— 
gen des Publicums für ein Handeln des Volks hält. Und dieſer 
Wahn war nur zu verbreitet: man wähnte die Arbeit gethan, ſie iſt 
erſt im Beginnen. Der Theil des Volks freilich, der die Armee aus— 
macht, hat ſeine Aufgabe ausgeführt; der andere Theil ſorgt zunächſt 
für ſeine Verwundeten, für Wittwen und Waiſen. Das iſt nothwen— 
dig und ſchön, aber es iſt noch nicht Alles. Das Bürgerthum ſoll 
die Arbeit vollenden, die das Heer ſo glorreich angefangen hat. Um 
das aber zu können, muß es erſt den Schlaf aus den Augen reiben 
und ſich umſehn in der wirklichen Welt. 

Als Graf Bismark vor 2 ½ Jahren das Publicum durch den Ein— 
zug in Schleswig überraſchte, wurde, nachdem der erſte Schreck vor— 
über, das Stichwort ausgegeben: „er hat es nicht gewollt! er hat es 
wider Willen gethan, gezwungen durch die mächtige Stimme des Na— 
tionalvereins und der Fortſchrittspartei!“ 

Soll dies klägliche Schauſpiel zum zweitenmal aufgeführt wer— 
den? ſoll es zum zweitenmal heißen: „Bismark hat nicht gewollt! er 
iſt in Kiel, Hannover, Kaſſel, Dresden, Frankfurt, Prag, Brünn ein— 
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gerückt, wider feinen Willen, gezwungen durch die mächtige Stimme 
des Nationalvereins und der Fortſchrittspartei?“ — Dieſe nebelhafte 
Vorſtellung würde uns unfähig machen zur Arbeit; es iſt nöthig, ſie 
zu zerſtreuen. 

Bis zum 24. März war mit wenig Ausnahmen alle Welt einig, 
die Annexionspolitik Bismarks zu verurtheilen. Theils aus juriſtiſchen 
Gründen, als „Vergewaltigung“ des „angeſtammten“ Herzogs oder der 
ſouveränen ſchleswig-holſteinſchen Nation; theils weil man nicht glaubte, 
das preußiſche Heer ſei Oeſtreich gewachſen; theils weil man dem 
Miniſterium weder das Recht noch die Fähigkeit zuerkannte, die deut— 
ſche Frage in die Hand zu nehmen. Die deutſche Frage müſſe ruhen, 
bis Preußen ſein Budgetrecht geordnet; dann würden die moraliſchen 
Eroberungen von ſelbſt kommen; mit Achtung aller Rechte, ſelbſt der 
halben Altenburger Dörfer, die nicht preußiſche Steuern zahlen woll— 
ten. Uebrigens werde es jetzt zu nichts kommen, der König wolle 
nicht. | 

Der König wollte. Als Deftreih — zum Theil wohl angeſta— 
chelt durch die Rechnung auf den innern Conflict in Preußen — ſeine 
Rüſtungen begann und ſich an ſeine Vaſallenſtaaten wandte, erfolgte 
raſch und entſchieden die Antwort: es war die Forderung eines Par— 
laments, 24. März. g 

Allgemeines Erſtaunen; dann: „es iſt ein Schachzug! Inneres 
Düppel und ein Parlament! Man droht, um Geringeres zu erreichen. 
Dabei ein ungeſchickter Schachzug: die Mittelſtaaten werden verletzt, 
gewonnen wird Niemand.“ „Verflucht ſei, wer ins Parlament geht!“ 
Ein zweites Olmütz wurde beſtimmt in Ausſicht geſtellt. 

Große öſtreichiſche Heeresmaſſen wälzten ſich nach Böhmen, Mar- 
ſchall Benedek mit ſeinem „alten Soldatenglück“ wurde an die Spitze 
geſtellt, die ganze öſtreichiſche Preſſe ſchnob Wuth und Rache: mit 
Olmütz ſei es nicht mehr gethan; es gelte nicht mehr, Preußen zu 
erniedrigen, ſondern zu zerſtückeln; die Epiſode Friedrichs II. (wie Herr 
v. Beuſt ſich ausdrückte) aus der deutſchen Geſchichte auszuſtreichen 
Es war bitterer Ernſt, man wollte endlich die ewige Angſt los fein. 
Auch von anderer Seite nahm man es ernſt: am 7. Mai ſchoß ein 
Meuchelmörder ſechs Kugeln auf Graf Bismark ab. Die Angſt macht 
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blind: alle Welt war überzeugt, daß mit der Wegſchaffung Bismarks 
das Leiden Deutſchlands beendigt ſei. 

Die Rüſtungen, ſchwerer in Preußen zu ertragen als anderwärts, 
weil die beſten Theile des Volks in der Armee ſtehn, brachten allge— 
meine Noth hervor. Von allen Seiten liefen Adreſſen ein: nur Frie⸗ 
den! Frieden! — Die Breslauer Erklärung vom 17. Mai, welche 
gegen den Strom war, wurde von Jacoby in Königsberg offen ge— 
brandmarkt. „Dieſem Miniſterium keinen Groſchen!“ war die allge— 
meine Looſung. 

Mit vollem Recht machte die Nationalzeitung vom 23. Mai 
darauf aufmerkſam, wie unehrlich es ſei, nominell das Programm 
eines Bundesſtaats unter preußiſcher Führung feſtzuhalten und doch 
jeden Krieg mit Oeſtreich auszuſchließen; ſie machte auf den Eindruck 
aufmerkſam, den ſolche Adreſſen auf den König haben müßten. „Er 
würde ſich zu der Meinung berechtigt halten, daß ein Bürger: 
ſtand, welcher immer nur den häuslichen und den augenblicklichen 
Privatvortheil im Auge hat, nimmermehr einen Antheil an der Staats— 
leitung erhalten dürfe. Er würde auf den Gedanken kommen, daß 
ein Bürgerſtand, der für das Staatsweſen keinen Sinn hat, auch 
nach ſtaatsbürgerlichen Rechten keine ſonderliche Sehnſucht haben möge, 
und daß ein ſolcher ſchon durch Fürſorge für ſeine perſönlichen In⸗ 
tereſſen leidlich zufrieden geſtellt werden könne. Einen ſolchen Bür— 
gerſtand würde eine Regierung, wenn das Geld knapp wird, etwa 
durch Darlehnskaſſen zu beſchwichtigen ſuchen, demnächſt aber erwarten, 
daß er die politiſchen Geſchäfte ihr ſelber überlaſſen werde. Von ſei— 
ner Anhänglichkeit an die Staatsverfaſſung dürfte ſie keine hohe 
Meinung behalten, ſobald fie ſähe, daß er ſich aus dem Staatsweſen 
überhaupt nicht viel macht.“ 

Aber die Nationalzeitung, in dem ehrlichen Gefühl, ſelber mit 
Ausdauer und Ernſt für die Erhebung Preußens gearbeitet zu haben, 
erklärte zwar den Krieg ſelbſt und ſeine Zwecke als gut und recht, 
aber ſie erklärte die gegenwärtige Regierung für unfähig, ihn zu führen; 
ſie meldete mit einer gewiſſen Feierlichkeit, die „liberale Partei“ ſei 
bereit, die Regierung in die Hand zu nehmen. „Es muß ſein!“ — 

Wer war dieſe „liberale Partei“, die ſich bereit erklärte, die Ge— 
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ſchäfte zu führen? — Die parlamentariſchen Vertreter der Fortſchritts— 
partei hatten ſich über die deutſche Frage nicht ausgeſprochen, ihre 
Blätter lagen im ſtärkſten Hader unter einander. 

Und die Sache drängte. Am 1. Juni brach Oeſtreich den 
Gaſteiner Vertrag, indem es die Sache der Herzogthümer an den 
Bundestag brachte; die Antwort war der preußiſche Einmarſch in Hol— 
ſtein, 7. Juni. Zwei Tage darauf erſchien eine Kundgebung der 
„liberalen Partei“. 

Der Landtag war 19. Mai aufgelöſt, die Neuwahlen ſollten 
25. Juni ſtattfinden. Es exiſtirte in Berlin ein Central-Wahlcomité 
der Fortſchrittspartei, der einzigen wirklich organiſirten liberalen Partei. 
Von allen Seiten wurde das Comité gefragt: wie ſollen wir wählen? 
Soll bewilligt werden oder nicht? Oder unter welchen Bedingungen? 

Als Antwort auf dieſe Anfragen veröffentlichten endlich am 9. Juni 
Mitglieder des Comités: Schulze-Delitzſch, Pariſius, Löwe-Calbe, 
v. Hennig, Langerhans, Franz Duncker, Siemens, eine Anſprache an 
die „liberalen Wähler Preußens“. 

„Wohin die Dinge durch den Conflict der Regierung mit dem 
verfaſſungstreuen Abgeordnetenhauſe, durch die von der Regierung 
gegen das Votum des letzteren in der äußern Politik ein— 
geſchlagenen Wege, namentlich die erſtrebte Annectirung 
Schleswig-Holſteins wider den Willen von deſſen Bevöl— 
kerung, gelangt ſind, und wohin ſie ferner treiben, wenn nicht dem 
bisherigen Gange derſelben ſchleunigſt Einhalt geboten wird, ſieht 
Jedermann.“ 

„Das preußiſche Volk hat geſprochen, hat die Looſung ausgegeben 
aller Orten, und thut es noch täglich, vernehmlich und feſtgeſchloſſen 
und einig in allen weſentlichen Punkten. So haben wir, was kein 
Comité in der Welt hätte fertig bringen können, ein Programa, hinter 
dem unmittelbar das Volk ſteht, und es bleibt nur übrig, einfach Act 
davon zu nehmen. Hier der einmüthige Spruch:“ 

„1) Enthält derſelbe die unbedingte Verwerfung der Politik des Mi- 
nifteriums Bismark, als Urſache des bevorſtehenden Krieges, 
welcher die wahren Intereſſen Preußens und Deutſchlands 
ſchwer zu ſchädigen, Preußen von ſeinem deutſchen Beruf 
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weiter wie je zu verſchlagen droht, die Einmiſchung des Aus— 
lands in innere deutſche Angelegenheiten in Ausſicht ſtellt und dadurch 
werthvolle deutſche Grenzländer zu gefährden droht.“ 

„2) Giebt er den feſten Entſchluß kund, trotz der Gefahr feind— 
licher Ueberziehung keinen Augenblick den Kampf um Recht und 
Verfaſſung aufzugeben, vielmehr die Beſeitigung des gegenwärtigen 
Regierungsſyſtems energiſcher wie je anzuſtreben, da nur der Wechſel 
in den leitenden Perſonen und die gänzliche Umkehr von den 
bisher befolgten Grundſätzen die Gefahren, welche durch Nichtachtung 
des Volksrechts im Innern wie nach Außen heraufbeſchworen ſind, 
noch abzuwenden vermag.“ 

„3) Stellt er die beſtimmte Forderung auf, daß die Abgeordneten, 
vor vollſtändiger Herſtellung ihrer verfaſſungsmäßigen Befugniſſe, ins— 
beſondere ihres Budgetrechts, der k. Staatsregierung keinerlei Mittel 
in Steuern und Anleihen zur Verfügung ſtellen, und überhaupt 
nichts gewähren ſollen, was dieſelben zur Fortführung ihres bis— 
herigen, den politiſchen und wirthſchaͤftlichen Bedürfniſſen, wie den 
Rechten des Landes widerſtreitenden Regiments in den Stand ſetzt.“ 

Zum Schluß wurde ausdrücklich hinzugefügt: „Selbſt die deutſche 
Frage kann erſt dann zur Entſcheidung kommen, wenn das preußiſche 
Volk mit Entſchloſſenheit ſein eigenes Recht zur Geltung gebracht hat.“ 

Dieſe Erklärung wurde 9. Juni publicirt; andere Kundgebungen 
lauteten noch ſtärker. Von allen Seiten fragte man: iſt das nun 
wirklich die Meinung der geſammten Fortſchrittspartei? das Programm 
der „liberalen Partei,“ welche ſich bereit erklärt hat, in dieſer Kriſis die 
Geſchäfte zu übernehmen? Kein Wort von der frechen Drohung 
Oeſtreichs und ſeiner Vaſallen, Preußen mit Feuer und Schwert zu 
verheeren? Kein Wort von dem Beruf Preußens, die Einheit Deutſch— 
lands mit ſtarker Hand zu ſchaffen? Nur Anklagen gegen Bismark 
als den Urheber des Kriegs, und keine gegen Mensdorf, Beuſt, Dalwigk, 
Varnbüler, Freſe, Samwer und die übrige Geſellſchaft? Sind es 
wirklich preußiſche Männer, die von der Leidenſchaft ſo völlig blind 
werden können? Wird ſich in der Partei Niemand finden, der ſich 
offen von dieſem Programm losſagt?“ 

Es fand ſich Niemand. — Die Wahlen vom 25. Juni haben, was 
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jenes Comité als einſtimmigen Spruch des Volles regiſtrirte, nicht 
ratificirt. Aus 30 Conſervativen ſind 143 geworden. Und dieſe 
Urwahlen fanden vor den großen Erfolgen vom 28. Juni ſtatt; die 
Schlußwahl, 3. Juli, gleichzeitig mit der 3 Schlacht, bevor 
man den Ausgang derſelben kannte. | 

Wie hing dieſe Umſtimmung zuſammen? War die Mehrheit des 
Volks plötzlich in das reactionäre Lager übergegangen, und hatte ihre 
Anſichten über §. 99 der Verfaſſung, über Herrenhaus, Kreistage, 
Preßfreiheit, Wuchergeſetze u. ſ. w. über Nacht gewechſelt? — Die 
Regierung und die conſervative Partei würden in einen ſchweren De 
verfallen, wenn fie das annähmen. 

Die Mehrheit des Volks — jetzt nicht mehr Publicum, ſondern 
Väter und Brüder der jungen Männer, die in den Krieg zogen — 
hatte den richtigen Inſtinct, daß es ſich in dieſem Augenblick darum handle, 
mit Hintenanſetzung aller ſonſtigen Intereſſen Preußen zum Siege zu 
verhelfen. Sie fand nur zwei organiſirte Parteien vor, die conſervative 
und die Fortſchrittspartei. Die letztere wollte den Budgetkrieg nun 
erſt recht fortſetzen, die erſtere gab ihre alten Traditionen von öſtreichiſchem 
Bündniß, Legitimität u. ſ. w. auf, und unterſtützte eine in ihren 
Augen immer etwas revolutionäre Politik, die aber preußiſch war. 
So wählte man die Conſervativen; wer ſonſt noch einen Platz fand, 
verdankte ihn ſeinem perſönlichen Anſehn; nur in einer Stadt, in 
Halle, regte ſich eine national-liberale Partei, und mit Erfolg. 

Die Action begann. Die Sache ſchien eine noch ſchlimmere 
Wendung zu nehmen, als die ſchwärzeſten Beſorgniſſe des Publicums 
vorausgeſehn. Man hatte auf Hannover und Kurheſſen gerechnet, im 
entſcheidenden Augenblick gingen fie in's Lager der Feinde über, 
Wiederum hatte Graf Bismark richtig ſpeculirt: eine halb raſende 
Verblendung trieb die Fürſten, ihre Länder als Compenſations-Object 
zu bieten. 14. Juni beſchloß der Bundestag Mobilifirung gegen 
Preußen, Preußen erklärte den Bund für aufgelöſt, es erfolgten die 
bekannten „Affenſprünge“ preußiſcher Behendigkeit, in acht Tagen waren 
drei deutſche Staaten in unſern Händen. 

„Nun iſt Preußen völlig verloren!“ Das war das einſtimmige 
jubelnde Urtheil Süddeutſchlands. Ein Lügengewebe, wie es in der 
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Weltgeſchichte noch nicht dageweſen, breitete ſich aus. Die Preußen waren 
in's Netz gegangen, ſchon war ein großer Theil entwaffnet und nach 
Sibirien gebracht, die Landwehr war im Begriff, gegen die Regierung 
die Waffen zu ergreifen. Wiederum acht Tage, und die böhmiſchen 
Erfolge veranlaßten die Berliner, dem Grafen Bismark die Pferde 
auszuſpannen. 

Noch ließ Benedek, der Gefürchtete, die Proclamation beim Ein— 
marſch in Preußen metallographiren, die Proclamation mit der „eiſernen 
Hand.“ Drei Tage, und dieſe Proclamation, mit 160 öſtreichiſchen 
Geſchützen und 20,000 öſtreichiſchen Gefangenen, war wirklich auf dem 
Wege nach Berlin, Oeſtreich ſtand dem Sieger offen. 

Jetzt endlich zerriß das Lügengewebe, ganz Europa öffuete erſtaunte 
Augen. Aber noch immer lebte man in der Illuſion, Oeſtreich, ein 
altes, vornehmes Haus, werde im Unglück Haltung bewahren. Aber der 
bisherige Hohn der Oeſtreicher verwandelte ſich in ein klägliches Angſt— 
geheul, man zog die geſchlagenen Generale als Verräther vor Gericht, 
das ſtolze alte Haus wandte ſich hülfeflehend an Napoleon, und legte 
ihm eine Provinz zu Füßen, für deren Befeſtigung es noch vor Kurzem 
die ungeheuerſten Summen ausgegeben. Neuer Jubel im öſtreichiſchen 
und ſüddeutſchen Lager, das den letzten Reſt von Schaam verlor, und 
neue Enttäuſchung! — In unaufhaltſamen Vormärſchen drangen die 
Preußen bis vor Wien und Preßburg, bis in das Herz von Süd— 
deutſchland, und Preßburg und Wien waren im Begriff, den Siegern 
in die Hände zu fallen, als Oeſtreich ſich beugte. Trotz der mächtigen 
franzöſiſchen Protection wurden die ſouverainen Vaſallen Oeſtreichs 
der Discretion Preußens preisgegeben. Mehrere Bangqueroute hat 
Oeſtreich überlebt, von dieſem moraliſchen Schlag wird ſich die Groß— 
macht nicht wieder erheben. 

Der König kehrt in ſeine Hauptſtadt zurück; in welcher Stimmung 
wird er uns antreffen? — Nichts iſt verderblicher für eine Partei 
als wenn ſie die Augen zumacht, um nicht zu ſehen, was um ſie her 
vorgeht. Eine große Zahl von ſchweren und e e Irr⸗ 
thümern ſind zu bekennen. 

Der Verfaſſungsconflict iſt ein ſecundairer, er entſprang aus dem 
Kampf um die Neorganifation der Armee. Und auch in dieſem Kampf 
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waren die juriſtiſchen Motive, auf die man beſtändig zurückkam, nicht 
die Hauptſache: man bezweifelte die militäriſche Tüchtigkeit der Reor⸗ 
ganiſation. Nie iſt einem Manne ſchreienderes Unrecht zugefügt 
worden, als dem Kriegsminiſter v. Roon. Die preußiſche Armee 
iſt, abgeſehen von der Zahl, im gegenwärtigen Augenblick an Führung, 
an Schnellkraft, an Bewaffnung, an allen materiellen und moraliſchen 
Eigenſchaften die erſte der Welt: das iſt das einſtimmige Urtheil 
aller Sachverſtfändigen in Frankreich, England, Rußland. Der 
böhmiſche Feldzug iſt den Großthaten des ſiebenjährigen Krieges an 
die Seite zu ſtellen. Und er iſt „elegant“ geführt: um doch auch 
Graf Eulenburg gerecht zu werden, bei deſſen Aeußerung man nur 
an Glacéhandſchuhe und Lackſtiefel dachte. Wer einmal das Gym— 
naſium durchlaufen ſoll, weiß, daß ein mathematiſches Problem 
„elegant“ gelöft wird, wenn kein Strich zu viel oder zu wenig 
geſchieht. Die „elegante“ Löſung eines militäriſchen Problems erfor— 
dert eben jene „affenartige Behendigkeit,“ die auf dem Exercirplatz 
erworben wird: um auf Kräfte mit Beſtimmtheit im entſcheidenden 
Augenblick rechnen zu können, muß man ihre Leiſtungsfähigkeit vorher 
erprobt und erzogen haben. Daß 1850 eine ſolche Armee nicht vor— 
handen war, machte Olmütz zur traurigen Nothwendigkeit. 

Wir wiſſen jetzt, daß die Leitung der Armee in guten Händen 
iſt, und daß der Landtag ſich darüber keine Sorge zu machen hat. 
Der Landtag hat nur das Volk vor Ueberbürdung zu wahren, und 
dieſe Aufgabe wird ihm die militäriſche Concentration Norddeutſchland's 
weſentlich erleichtern. . 

Noch ein anderes beſchämendes Bekenntniß ift nicht zu erſparen. 
Unſere Soldaten haben nicht nur eine Tüchtigkeit ohne Gleichen, ſondern 
auch eine Humanität ohne Gleichen gezeigt. Wären die Kroaten über 
Schleſien gekommen, wir hätten andere Dinge erlebt. Offenbar waren 
die Feinde überraſcht: ſie waren, in der Furcht, die Preußen würden 
plündern, ſengen und morden, überall geflohn. Die öſterreichiſche 
Regierung ſelbſt ſoll dieſen Wahn genährt haben. Aber der Urſprung 
deſſelben iſt älter, es liegt in der Unvorſichtigkeit der preußiſchen 
Preſſe in der Behandlung der Militairconflicte. Es ging wie ein 
europäiſches Ereigniß durch alle Blätter, wenn ein preußiſcher Unter: 
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officier fich mit einem Bäckergeſellen gerauft hatte, und in ganz Deutfch- 
land — da man ſich nur mit dem beſchäftigte, was in Preußen vor— 
ging — verbreitete ſich der Mythus, jeder friedliche Spaziergänger in 
Berlin ſei in beſtändiger Gefahr, von einem Lieutenant zerhauen 
oder von einem Unterofficier geſpießt zu werden. Daß ähnliche 
Raufereien überall vorkamen, wußten jene preußiſchen Blätter nicht, und 
ignorirten gefliſſentlich unſere Freunde im Reich. — Die Warnung iſt 
für ähnliche Fälle nicht zu umgehen. 

Die Erfolge der letzten vier Wochen haben Preußen zu einer 
wirklichen Großmacht erhoben, und uns der Einigung Deutſchlands 
um einen großen Schritt näher gerückt. Dazu haben die „Sym— 
pathien“ nichts beigetragen. Die wuchtigen Sympathien für den 
„Angeſtammten“ — Frieden ſeiner Aſche! — laſſen Scheel-Pleſſen 
ruhig fortregieren; die Sympathien der Bevölkerungen von Hannover, 
Kurheſſen, Naſſau waren nicht im Stande, die Regierungen in ihrer 
verderblichen Bahn aufzuhalten. Die Erfolge ſind ausſchließlich der 
entſchloſſenen und geſchickten Leitung zu danken, die in einem Maaß, 
wie es ſelten vorkommt, Beſonnenheit und Verwegenheit vereinigt. 

Auch Graf Bismark iſt falſch beurtheilt worden, was um ſo 
wunderbarer erſcheint, da er ſich über ſeine Zwecke von vorn herein 
mit einer faſt burſchikoſen Offenherzigkeit ausgeſprochen hat. Er hat 
für einen conſtitutionellen Miniſter manche gefährliche Eigenſchaften: 
er hat gar kein Verſtändniß für bürgerliche Art, er verlangt raſches 
Entgegenkommen des Verſtändniſſes, wo ſich der Deutſche nur allmälig 
hineinleben will; er kann einen Witz nicht unterdrücken, jede ſeiner 
Behauptungen reizt den Widerſpruch. Als er äußerte, die Einheit 
Deutſchlands könne nicht durch Toaſte und Reſolutionen, ſie könne 
nur durch Blut und Eiſen herbeigeführt werden, erhob ſich ein allge— 
meiner Schrei der Entrüſtung, obgleich eine ganz nüchterne Wahrheit 
darin lag: auch die Mauern von Jericho werden heute nicht mehr 
durch Poſaunen, ſie werden nur noch durch Kanonen umgeworfen. Er 
fand einen gewiſſen Reiz darin, allein zu ſtehen und von der Verant— 
wortlichkeit eines großen Unternehmens mehr auf ſeine Schultern zu 
laden, als ein ſterblicher Menſch darf. Für die innern Zuſtände 
fehlt ihm die Schule und das Intereſſe: für den wirklichen Neubau 
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eines Staats wird er ſchwerlich der Mann ſein. Es wird ihm nicht 
leicht, diejenigen Geſchäfte, die außerhalb des einzigen Gegenſtands 
ſeiner politiſchen Leidenſchaft liegen, rein ſachlich zu behandeln; er 
wird von dem Urtheil, den Gewohnheiten, der Willenskraft unterge— 
ordueter Männer abhängig. Viele Mißgriffe ſind zu beklagen, es wird 
auch weiter nicht daran fehlen. Es fehlen ihm ſehr viel von den 
Eigenſchaften, die zu einem guten preußiſchen Miniſter gehören, und 
er hat manche, die mit einem guten preußiſchen Miniſter ſchwer ver— 
einbar ſind. 

Aber Graf Bismark iſt eine Thatſache, mit der man rechnen 
muß. Und das einſtimmige Urtheil Europas oder vielmehr der Welt, 
mit Ausnahme der preußiſchen Landtagsoppoſition, lautet: es giebt in 
dieſem Augenblick keinen Mann, der das höchſte Ziel einer Nation 
mit ſo eiſerner Energie, ſo beharrlicher Ausdauer, ſo ſcharfer Berech— 
nung, jo ſchnellkräftigem Entſchluß, fo geſchickter Benutzung jedes 
augenblicklichen Umſtandes verfolgt haben könnte, als Graf Bismark. 
Ein ganz unſinniger Mythus hat ſich auf der Bierbank über ſein 
Hin- und Herſchwanken gebildet: als ob ein Schachſpieler das ganze 
Spiel von vornherein feſtſtellen könnte, ehe er die Züge des Gegners 
kennt! Wer heute einen beliebigen Kalender in die Hand nimmt, kann 
nicht ableugnen, daß nicht erſt von der Erklärung an, Oeſterreich ſolle 
ſeinen Schwerpunkt in Ofen ſuchen, daß Jahre vorher ſein politiſches 
Princip feſtſtand, daß er ohne Raſt mit der ganzen wilden Kraft ſeiner 
Natur dafür gearbeitet hat. Und was für eine Arbeit! Die Aufgabe 
Cavour's war ein Kinderſpiel dagegen: er hatte mit Italienern, 
Bismark mit Deutſchen zu thun, und jeder Deutſche will ſeinen eigenen 
Weg, wenn auch nach deinjelben Ziel. 

Und dies Ziel war dasjenige, das durch Preußens Stern vor— 
gezeichnet iſt: los von Oeſtreich! — das Ziel, das Friedrich der 
Große gefunden, das Deutſchlands Zukunft in ſich ſchließt. Ein 
ſpäteres Jahrtauſend, welches vielleicht von dem Kampf zwiſchen dem 
wohllöblichen Berliner Magiſtrat und den Berliner Stadtverordneten 
nicht alle Details mehr wiſſen wird, wird unſere Zeit dennoch eine 
große nennen: und dies Jahrtauſend wird dem „erfindungsreichen“ 
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Staatsmann das Prädicat nicht verſagen, das man dem geiſtigen Leiter 
einer großen Zeit zu geben pflegt. | 

„Erfindungsreich“ ift ein Ausdruck Sybel's: er bezeichnet die 
Sache ſehr gut. Früher hielt man productive Phantaſie für die noth- 
wendige Eigenſchaft nur des Poeten: der Gelehrte im höhern Sinn, 
der Staatsmann bedarf ihrer ebenſo. Es giebt Leute von recht gutem 
Verſtand, die immer ziemlich die Mittelſtraße treffen und ſich ſelten 
oder nie „verhauen;“ aber ſie erfinden nichts, ſie ſchaffen nichts, ihre 
Exiſtenz iſt gleichgültig. Graf Bismark „verhaut“ ſich oft, aber er 
hat eine ſtarke productive Phantafie, er „erfindet“ wirklich, und dazu 
hat er einen feſten Willen, der ſich nie vom Ziel ablenken läßt. Ein 
ſolcher Mann pflegt rückſichtslos gegen die Menſchen zu ſein, rück— 
ſichtslos gegen ſich ſelbſt, herausfordernd gegen das Schickſal, da er 
an ſeinen Stern glaubt. Das iſt Schade, aber das iſt Naturgeſetz. 
Ein genialer Menſch hat mit einem Abenteurer viel gemein, beide 
ſtreifen auch wohl an's Ruchloſe: der Unterſchied iſt nur, daß der eine 
ſubſtantiellen Gehalt in ſich trägt, der andere nicht. 

Ein Mann, dem ich perſönlich die höchſte Achtung zolle, hat in 
ſeinem Wahlſchreiben geſagt: „der Krieg, wenn er überhaupt nicht 
mehr zu vermeiden ſein ſolle, dürfe nur von reinen Händen geführt 
werden.“ — Mit reinen Händen führt man keinen Krieg: man taucht 
ſie in Blut. 

Es iſt in den letzten Jahren viel davon die Rede geweſen, daß 
Recht vor Macht gehe. Wenn man nur mit dieſen Begriffen nicht 
ſpielen wollte! Beide ſind fließend. Der Räuber, der mich plündert 
und umbringt, hat im Augenblick die Macht; wenn er dafür gehängt 
wird, hat die Macht ihn. So iſt es auch mit dem Recht: wie der 
Glaube an die abſolute Geltung des Buchſtabens zu widerlegen iſt, 
hat Portia dem Juden Shylok beigebracht. Juriſtenrecht iſt nicht Recht 
der Geſchichte, das Jus iſt nicht Zweck, ſondern Mittel. Einſeitiger 
Juriſtenverſtand iſt die ſchlechteſte Geiſteseigenſchaft für das Verſtänd— 
niß der Geſchichte. Es iſt möglich, daß Juriſten aus alten Papieren 
nachweiſen, Prinz Friedrich habe Succeſſionsanſprüche auf die Elb— 
herzogthümer; die Geſchichte wird den Mann preiſen, der dieſe landes- 
verderblichen Papiere mit Füßen getreten hat. 
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Gellert, der unſerer Moral überhaupt den ſpießbürgerlichen 
Charakter aufgeprägt hat, an dem wir noch heute ſiechen, erzählt in 
einer ſeiner Fabeln den Tod eines Welteroberers und ſeines frommen 
Reitknechtes: der letztere iſt überzeugt, ſein Herr müſſe wegen ſeiner 
Thaten in den Himmel kommen, er ſelber kaum, da er nur gewiſſen— 
haft die Pferde geſtriegelt. Der Gellert'ſche Himmel dagegen ſpricht 
zum Helden: „Der Reitkuecht als ein ſchlichter Mann, hat wahrlich 
mehr als Du gethan!“ — Wie es mit dem Himmel ſteht, mögen die 
Theologen unterſuchen; die Geſchichte urtheilt anders. 

Nicht die abſtracte Macht, nicht das abſtracte Recht iſt die ent— 
ſcheidende Inſtanz in der Geſchichte: ſondern der hat die wahre 
Macht, das wahre Recht, der den Gedanken der Geſchichte 
zu faſſen, ſeiner ſich zu bemächtigen verſteht. Ein Dichter, 
der viel dazu gethan, uns von Gellert's Altweibermoral zu befreien, 
ſagt ganz richtig: Die Weltgeſchichte iſt das Weltgericht. 

Es macht Freude, daß Männer von der äußerſten Demokratie, 
die aber nicht in kleinbürgerlichen Verhältniſſen untergegangen ſind, 
daß Ziegler, Arnold Ruge, Gottfried Kinkel den geſchicht— 
lichen Gedanken richtig erkannt haben. Mit einer Demokratie, deren 
„Herz da iſt, wo die Fahnen des Landes wehen,“ kann man ſich gern 
verſtändigen. Jener Gedanke, jene Federkraft der deutſchen Geſchichte 
lautet: Heraus aus dieſer Jammerwirthſchaft ſpießbürgerlicher Ver— 
hältniſſe, aus dieſer dumpfen Enge, die ſeit zwei Jahrhunderten unſern 
Geiſt befangen, unſere Kraft gelähmt, das Netz allgemeiner Verlogen— 
heit über uns geworfen hat, in der kein Recht voll und wahr, keine 
Form beſtimmt und ehrlich, kein Zuſtand haltbar ſich zeigte! Heraus 
aus dieſem halben Wollen, halben Begehren! aus dieſem Gewirr 
angſtvoller Bedenken, das jeden Tag dem vorigen widerſprechend machte! 
Der Knoten konnte nicht gelöſt, er mußte mit dem Schwert zerhauen 
werden, und daß Graf Bismark das erkannte, wird die Geſchichte ihm 
anrechnen. | 

Beſſer wäre es geweſen, wenn er verſtanden hätte, das Volk zur 
Mitwirkung zu bringen. Zu ſeiner Entſchuldigung dient, daß ihm vom 
Volk auch nicht der kleinſte Finger geboten wurde. Man hat ihn 
hart getadelt, daß er dem Landtag die Entſcheidung über Krieg und 
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Frieden entzog: Gott ſei gepriefen, daß der Geſchichte das Blatt erſpart 
wurde, welches Angeſichts einer der größten Thaten des Jahrhunderts 
die Verhandlungen des vorigen Landtags geboten haben würden! 

Die Patrioten der Clubbs wiegen ſich noch heute in dem Wahn, 
ſie hätten einen glänzenden Ausgang des Conflicts herbeiführen können, 
während ſie nicht einmal im Stande waren, mit Hülfe ihrer Anhänger 
Sachſen, Hannover, Heſſen, Baden u. ſ. w. in Neutralität zu halten! 
— Wer heute noch ſo wenig gelernt und ſo wenig vergeſſen hat, daß 
er ſich oder andern einredet, zu den Ereigniſſen der letzten Wochen 
hätten Sympathien und Antipathien, Popularität und Unpopularität, 
feurige Reden und Toaſte das mindeſte beigetragen, der iſt als völlig 
hoffnungslos aufzugeben, der hat ebenſowenig das Recht wie die Fähig— 
keit, an der ernſten Arbeit, die jetzt beginnen ſoll, mitzuwirken. 
Irren kann Jeder; wer aber nicht im Stande iſt, ſeinen Irrthum zu 
bekennen — hinaus mit ihm, wo es Männerarbeit gilt. 

Worin liegt Garibaldi's Größe? Mit ſeiner kriegeriſchen Action 
iſt es nicht weit her, wie mit der italieniſchen überhaupt nicht. Aber 
dieſer Republikaner warb für den König von Italien, da der König 
dem neuen Italien nothwendig war; derſelbe König ließ im höhern 
Intereſſe des Staats auf ihn ſchießen, und dieſer unbezähmte Menſch 
leidenſchaftlichſter Action kam, die Narben ſeiner Wunden noch am Leibe, 
auf den erſten Ruf deſſelben Königs gehorſam wieder, da es die Sache 
des Landes galt. So denkt ein großes Herz. 

Wie aber denkt ihr, ihr großen Patrioten des ſouverainen Publikums? 
— „Wie! Wir haben geſtern und vorgeſtern behauptet, die Politik 
Bismark ſei der Ruin Preußens, Annexion und Vergewaltigung führten 
zu unſerm Verderben, die holſteiniſche Frage könne nur durch das 
Budgetrecht, die deutſche Frage nur durch die Popularität unſers 
Schulze gelöſt werden — das haben wir geſtern, vorgeſtern geſagt 
und wieder geſagt, und heute ſollten wir etwas anderes ſagen?! Wir 
haben prophezeiht und als Propheten gegolten, und nun ſollen wir 
bekennen, daß unſere Prophezeihungen nicht eingetroffen ſind? Das 
muthet man uns zu?! — Wir ſollten uns ein Dementi geben? !! — 
Non possumus!“ — — Wohlan, die Geſchichte wird ohne euch 
fertig zu werden ſuchen. 
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Soll die größte That der preußischen Geſchichte nicht ganz in die 
Hände der Conſervativen fallen — was ein ſchweres Unglück wäre —, 
ſo iſt es die höchſte Zeit, daß diejenigen, die an den liberalen Principien 
feſthalten, aber die Einheit und Größe des Vaterlandes über alles 
ſtellen, ſich von den vermeintlichen Führern, die nichts gelernt und 
nichts vergeſſen haben, ein für allemal losſagen und eine neue 
Partei bilden. 

Was aber ſoll der Inhalt der neuen Partei ſein? — Die Italiener 
zeigen uns den Weg. — Die Hülfe Frankreichs verſchaffte ihnen 
die Lombardei und hemmte ihnen die Action mit Villafranca und Zürich. 
— Das Volk trat an Stelle der Armee und ſchuf, wie ſauer der Freund 
auch blickte, den Einheitsſtaat. 

Mit eigner Kraft hat unſre Armee Oeſtreich, den bitterſten und 
unverſöhnlichſten Feind des deutſchen Wefens, aus dem Bunde geworfen, 
und den norddeutſchen Bundesſtaat möglich gemacht; das iſt viel, aber 
es genügt nicht. Der monarchiſche Bundesſtaat iſt nur ein Proviſorium. 

Wohl giebt es eine Doctrin, die den Bundesſtaat oder das Viel— 
königthum dem Einheitsſtaat vorzieht, eine Doctrin, die nicht durch 
Logik, ſondern nur geſchichtlich zu erklären iſt. — Die deutſche Einheits 
bewegung ging nicht, wie es hätte geſchehen ſollen, von Preußen, ſon— 
dern von Kleindeutſchland aus. Ein Kleindeutſcher konnte wohl für 
den Bundesſtaat, aber nicht für den Einheitsſtaat agitiren, weil er 
ſonſt dem Strafgeſetzbuch verfiel. — Und fo gewöhnte man ſich daran, 
bis man endlich das Ungefährlichere für das Beſſere ausgab. 

Dazu kam — nicht die Stammesverſchiedenheit — ſondern das 
Intereſſe der Reſidenzler. Einheit Deutſchlands, aber Krähwinkel die 
Hauptſtadt! und wenn das nicht ging, wenigſtens keine Hauptſtadt, 
die der eignen Reſidenz über den Kopf wuchs; der Sitz der Regierung 
mußte ein unbedeutender Ort ſein. Die deutſche Republik, ſcherzte 
man 1848, aber den verſtorbenen Großherzog an die Spitze! Den 
lebenden natürlich nicht, den kannte man. 

Die Bewegung, welche zu der Bildung der erſten deutſchen Ein- 
heitspartei, der gothaiſchen, führte, ging von dem intelligenten 
Bürgerthum aus, und erhielt dadurch ihren Charakter. Einmal galt 
es der polizeilichen Bevormundung, die angeblich im Intereſſe der 
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Ordnung und Sicherheit, alſo im Intereſſe des Bürgerthums, jede 
freie Bewegung des Bürgerthums mit Argwohn anſah. Sodann der 
Unnatur der deutſchen Verhältniſſe, wie ſie durch den Wiener Congreß 
geſchaffen waren. Eine Nation, die ſeit einem halben Jahrhundert 
geiſtig ſo Großes geleiſtet, ſollte politiſch verurtheilt ſein, auswärtigen 
Mächten als Spielball zu dienen! Die Landsleute Leſſing's und 
Göthe's ſollten in der Reihe der Nationen nur unter der Firma der 
Heſſendarmſtädter, der Schwarzburg-Sondershäuſer, allenfalls der 
Preußen ſich legitimiren! a 

Zwei fruchtbare Gedanken entwickelten ſich aus dieſem dunklen 
Drange: die Idee des Verfaſſungsſtaats und die Idee der deutſchen 
Einheit. Beiden Ideen ſchien ſich ein gemeinſamer Factor darzubieten, 
das Parlament: in den Einzelſtaaten als Vermittelung zwiſchen Re⸗ 
gierung und Volk, im geſammten Deutſchland als Vermittelung zwiſchen 
den einzelnen dynaſtiſchen Intereſſeu und dem Nationalgefühl. 

Beide Gedanken wurden durch die eigenthümliche Lage der Zeit, 
in der ſie zur lauten Geltung kamen, verkümmert. Die Idee des 
Verfaſſungsſtaats dadurch, daß die Kleinſtaaten bereits Kammern be— 
ſaßen, die Großſtaaten nicht, daß alſo den letzteren das Muſter der 
erſteren vorgehalten wurde. Das Verfaſſungsleben eines Kleinſtaats 
hat nothweudig einen engen Horizont, und dieſe Enge des Blicks, dieſe 
Spießbürgerlichkeit der Geſinnung miſchte ſich unvermerkt in die Idee 
der Verfaſſung ſelbſt ein. Die Idee der Einigung Deutſchlands wurde 
wiederum dadurch verkümmert, daß ſie hauptſächlich in den Kleinſtaaten 
genährt wurde, bei denen der Drang, aus den engen Räumen heraus 
zu kommen, ſich am fühlbarſten regen mußte. Daher das ſonderbare 
Schauſpiel, daß die Schwächeren beſtimmend auf das Schickſal der 
Stärkeren einwirken wollten. 

Der preußiſche Landtag von 1847 kam zu ſpät, um dem einmal 
feſt gefaßten Gedankengang eine andere Richtung zu geben, und ſo ge⸗ 
ſchah es denn im folgenden Jahr, daß, als die Unſolidität der bishe— 
rigen Zuſtände in einer Schrecken erregenden Weiſe hervortrat, als 
ſämmtliche Regierungen Deutſchlands einem verhältnißmäßig nicht ſtarken 
Drange wichen, der Neubau des Reichs hauptſächlich in die Hände 
der kleinſtaatlichen Politiker gegeben war. 

2*¹ 
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Nach einer langen Arbeit nahm endlich der Gedanke der nationalen 
Einheit eine beſtimmte Form an. Man erkannte, daß eine Central— 
vertretung des Volkes nur Sinn hätte einer Centralregierung gegen— 
über; daß dieſe nicht in die Hände des Schwächeren, ſondern des 
Stärkeren gelegt werden müſſe; daß die Macht nicht erſt zu ſchaffen, 
ſondern ſchon gefunden ſei; daß Preußen den Beruf und die Fähigkeit 
habe, in dieſe Stelle zu treten, und daß man, um es vollſtändig dazu 
zu befähigen, die engere Verbindung mit Oeſtreich opfern müſſe. 
Die Mehrheit, die Friedrich Wilhelm IV. zum deutſchen Kaiſer aus⸗ 
rief, war gering, aber doch vorhanden. 

Freilich war der Beſchluß zunächſt ein theoretiſcher, und es fragte 
ſich nun, wer ihn durchführen ſollte. Ohne Gewalt war Oeſtreich 
nicht zu entfernen; über revolutionaire Kräfte konnte man nicht ver— 
fügen, weil die Demokratie ſich abwendete. So blieb denn Preußen, 
wenn es die dargebotene Gabe ergreifen wollte, auf ſeine eigenen 
Kräfte angewieſen. Nach einer Reihe ſchwächlicher Velleitäten, ängſt— 
lichem Begehren und trotzigem Zurückweiſen ſah ſich Preußen zu dem 
ſauren Gang nach Olmütz genöthigt. 

Wann trat in Frankfurt die Wendung zur preußiſchen Spitze ein? 
— In den erſten Tagen des Frankfurter Parlaments, als Preußen 
noch ein liberales Miniſterium und eine Nationalverſammlung hatte, 
wurde der Autrag, dem König von Preußen die Macht des Reiches 
zu übergeben, mit allgemeinem Hohn zurückgewieſen; die Kaiſerwahl 
erfolgte, als Preußen ein ausgeſprochen reactionaires Miniſterium hatte, 
als die Nationalverſammlung geſprengt war. Gewiß würde jeder der 
Abgeordneten, die für Friedrich Wilhelm IV. ſtimmten, ein liberales 
Regiment einem reactionairen vorgezogen haben, aber wenn nicht mit 
Bewußtſein ſo doch aus Inſtinct wandten ſie ſich zu dem, der Kraft 
zeigte. Das März⸗Miniſterium ſchien mehr Hülfe begehren als leiſten 
zu können, das November-Miniſterium hatte ſeine Gegner beſeitigt und 
verfügte frei über die preußiſchen Bajonette. 

In dem dumpfen Reactionsſyſtem, das ſeit Olmütz auf Preußen 
laſtete wie auf den übrigen deutſchen Staaten, verſtummte allmälig die 
Einheitsidee; man fühlte die Wucht der materiellen Laſt zu ſtark, um 
ſich überhaupt mit Ideen zu beſchäftigen. Verſtimmt zog ſich ein 


21 


großer Theil des Volkes vom parlamentariſchen Leben zurück, Deutſch— 
lands einziger Troſt ſchien der Kladderadatſch zu fein. Nur der klein⸗ 
deutſche Particularismus fühlte ſich recht behaglich; wenn er es auch 
an gelegentlichen Ausfällen gegen Preußen, deſſen bloße Exiſtenz eine 
Drohung gegen ihn war, nicht fehlen ließ, ſo ſchien er in der orientaliſchen 
Kriſis dieſen gefürchteten Staat ſeiner kleinen Politik wegen ſogar zu 
protegiren. 

„Da trat plötzlich,“ ſchrieb Herr v. Beuſt als „populärer Mann“ 
vor ſechs Wochen an Graf Hohenthal, „in Preußen ein Wechſel 
ein, der ohne alle zwingende Nothwendigkeit ſich nicht darauf beſchränkte, 
erkannte Mängel und Fehler zu verbeſſern, ſondern mit großem Eclat 
einen radicalen Umſchwung in Scene ſetzte, deſſen ganzer Zuſchnitt da— 
zu angethan war, das in andern deutſchen Staaten beſtehende Syſtem 
lächerlich und gehäſſig erſcheinen zu laſſen.“ Der Particularismus 
fühlte ſich bedroht, und Oeſtreich hatte ſeine vollen Stimmen. 

Bald nach der „Neuen Aera“ begann der italieniſche Krieg. Mit 
Hochmuth verlangte Oeſtreich und der mit ihm verbündete Particu— 
larismus von Preußen Vaſallendienſte; dieſe wurden abgelehnt; doch 
zeigte ſich die Hoffnung, durch eine „Verſtandesehe“ mit Oeſtreich 
die Stellung in Deutſchland zu gewinnen, die Preußen fordern mußte, 
gleichfalls als illuſoriſch: Oeſtreich warf eine werthvolle Provinz 
weg, ja es ließ die Conſolidirung Italiens geſchehen, um für den 
bevorſtehenden Schachzug gegen Preußen im Kaiſer Napoleon einen 
Helfer, wenigſtens einen wohlwollenden Zuſchauer zu gewinnen. Das 
iſt ſeit 7 Jahren die conſequent n Politik des Fürſten Met⸗ 
ternich. 

Oeſtreichs Groll ſollte ſich noch ſteigern, als der „National⸗ 
verein“ ſich bildete aus einer Verbindung von alten Demokraten und 
Gothaern, und im Weſentlichen das Gothaer Programm aufſtellte. 
Wieder war es eine kleindeutſche Bewegung, wieder waltete die Täu- 
ſchung ob, als ob es außerhalb Preußens einen Punkt des Archimedes 
gäbe, von dem aus man Preußen zu einer entſchloſſenen Politik treiben, 
überhaupt beaufſichtigen und regieren könne. Man wußte ſich, nament— 
lich in Süddeutſchland, unpopulär, und ſuchte die Stimmung dadurch 
zu beſſern, daß man über das wirkliche Preußen noch ſtrenger urtheilte 
als die Gegner; daß man Schritt für Schritt durch Conceſſionen an 
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die Gegner die Beſtimmheit des Programms abſchwächte. Eine Partei 
kommt nur dann vorwärts, wenn ſie mit einſeitiger Entſchloſſenheit 
auf ein beſtimmtes Ziel losgeht: eigentlich machte der Nationalverein nur in 
Preußen Fortſchritte, und die wollten nicht viel ſagen. Wenn es nur 
darauf ankäme, durch den bloßen Wunſch ohne weitere Unkoſten zu 
annectiren, ſo wäre das ganze preußiſche Publicum annexioniſtiſch. 

Die preußiſche Regierung verhielt ſich kühl; ſie wollte ſich auf 
moraliſche Eroberungen beſchränken. Wieder kam die große Zeit der 
Reden, Toaſte und Reſolutionen. Es war, als ob das Weib in der 
Liebe die active Rolle des Mannes übernehmen ſollte. Zudem ſollte 
es mit den moraliſchen Eroberungen nicht lange währen. Es gab in 
Preußen Männer, die wohl wußten, woran es vor Olmütz gefehlt, 
woran es noch 1859 fehlte. Die Reorganiſation der Armee wurde 
in Angriff genommen; es iſt unnöthig, die Reihe der Fehler aufzu— 
zählen, die, von allen Seiten begangen, aus der Militairfrage einen 
Verfaſſungsconflict machten. 

Das Stichwort der „moraliſchen Eroberungen“ war nicht glücklich 
gewählt. Man dachte ſich: Preußen ſolle auf die Weiſe annectiren, 
da ß es ſich als einen Muſterſtaat entwickelte, in den jo bald als mög- 
lich einzutreten jeder Deutſche die Neigung haben müſſe. Natürlich 
iſt es ſchon im eigenen Intereſſe Preußens beſſer gut als ſchlecht re- 
giert zu werden, aber in Beziehung auf einen Punkt, wir mögen es 
anfangen, wie wir wollen, werden wir bei unſern Nachbarn die Nei⸗ 
gung Preußen zu werden nie erwecken können: wir werden für unſer 
Militair immer mehr Kräfte ausgeben müſſen, als nach volkswirth— 
ſchaftlicher Rechnung erlaubt iſt. Wir werden es müſſen, ſo lange die 
Pflicht, Deutſchland zu vertheidigen, ausſchließlich auf unſern Schultern 
laſtet, ſo lange wir alſo in der Lage ſind, moraliſche Eroberungen zu 
wünſchen. So lange Menſchen Menſchen bleiben, werden die 
Bewohner der Kleinſtaaten es vorziehen, ſich durch unſer Geld und 
Blut beſchützen zu laſſen, als ſelber etwas dafür auszugeben, werden 
die Hofjunker, Hofſeifenſieder und der Troß, der zu ihnen ge— 
hört, eine eigne Reſidenz vorziehen; wird der Bewohner des einen 
Krähwinkel ſich hüten, dem andern Krähwinkel den Preis eines Muſter⸗ 
ſtaats zuzugeſtehn. Wir mögen uns die Lliberaljten Einrichtungen 
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geben, die Berliner Ausſprache wird dem bayriſchen Ohr deshalb nicht 
angenehmer klingen. Wir ſind keine Italiener. Unſere Krähwinkelei 
wird nicht durch zarte Schmeichelei beſiegt, der geſtreichelte Krähwinkler 
wird immer borſtiger; nur die Kraft wirft fie zu Boden. Wohlver— 
ſtanden: die Kraft die von Weisheit und Maaß geleitet wird. 

Man ſcheut ſich immer, das Ding beim rechten Namen zu nennen. 
Man ſprach von einer Hegemonie des preußiſchen Volksſtammes — als 
ob es einen ſolchen gäbe! Nicht das preußiſche Voll, der preußiſche 
Staat iſt es, in deſſen Form der Rahmen für das künftige Deutjch- 
land liegt. a 

Zwiſchen furchtbare auswärtige Kriegsmächte eingeklemmt, kann 
Deutſchland den Verſuch einer ernſthaften Reorganiſation, die immer 
bis zu einem gewiſſen Grade Desorganiſation iſt, nur wagen, wenn 
ſie von einer bereits feſt organiſirten Macht geſtützt iſt, die das 
Ausland abwehren kann. Die engen Grenzen der Mittelſtaaten kön— 
nen den politiſchen Blick nicht bilden, in Preußen iſt der beſchränkteſte 
Staatsmann genöthigt, ſein Auge nach allen Seiten offen zu halten. 
Straffe Zucht auf der einen, Vielſeitigkeit des Blicks auf der andern 
Seite, das iſt, was die Blicke aller Nichtpreußen, ſei es in Groll oder 
Sehnſucht, nach Preußen wendet. Mehr endlich als alle übrigen 
deutſchen Staaten iſt Preußen ein unfertiger Staat. So lange Deutſch— 
land unter der Luftglocke ſtand, mochte Preußen ſich damit zufrieden 
geben, daß ſein ſtaatlicher Zuſammenhang von allen Seiten unterbrochen 
war; ſobald die Völkerbewegung begann, war es nicht mehr möglich. 
Wer auch in Preußen regieren mag, das Streben der Machterweite— 
rung wird durch die Lage des Staats nothwendig gegeben. Das iſt 
es, was, bewußt oder unbewußt, für jeden, der die Einigung Deutſch— 
lands will, in Preußen eine Hoffnung, für jeden, dem es um die Auf— 
rechterhaltung der alten Zuſtände zu thun iſt, in Preußen eine Furcht 
zeigt. Was auch in Deutſchland für ein Conflict ausbrechen möge, 
Preußen iſt in letzter Inſtanz immer der Angreifer; blos durch ſeine 
Exiſtenz. ä 

Auch zur Bildung der Fortſchrittspartei gab den erſten, 
Anſtoß die deutſche Frage. Die Weigerung der liberalen Majorität, 
an einer Reſolution im Sinn des Nationalvereins feſtzuhalten, von der 
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es in der That ziemlich gleichgültig war, ob fie angenommen wurde 
oder nicht, veranlaßte das Ausscheiden von Jung-Litthauen; die Partei 
gab ſich die Firma „Deutſch“. Die Früchte, die ſie in Ausſicht 
ſtellte, waren im Ganzen wünſchenswerth, es kam nur darauf an, 
wie ſie dieſe Ausſicht zu realiſiren dachte. 

Ein ſeltſamer Weg! Das Miniſterium, deſſen Politik man 
kräftigen zu wollen ſchien, erhielt ein Mißtrauensvotum, in Bezug auf 
die gemeinſte ſeiner Functionen, die Ordnung ſeiner Calculatur. 
Damit verlor die „Neue Aera“ den Boden, das ganze Verzeichniß 
der Wünſche, von denen ein großer Theil bereits vor Bildung der 
Fortſchrittspartei ſeiner Erfüllung nahe war, wurde mit einem Zuge 
geſtrichen, und man verlor aus der Hand, was bisher noch keine 
Regierung dem Landtag beſtritten, das Recht der Ausgabenbe— 
willigung. 

Für dieſes unbeſtreitbare Recht einzutreten, war nun die noth— 
wendige Aufgabe: eine Nothwendigkeit, aber eine traurige. Man hatte 
ſich getäuſcht, wenn man glaubte, ein lange währender Verfaſſungs— 
kampf ſtähle die wahre Kraft des Volks. Im Gegentheil untergräbt 
er ſeine Productivität, ſeine Elaſticität, die Unbefangenheit und Viel— 
ſeitigkeit ſeiner Bildung. Er bringt eine Verbitterung hervor, die den 
Blick für die Thatſachen trübt; er engt den Horizont ein, und läßt 
nur einen kleinen Theil der Welt offen. In der That hatte man zu- 
letzt ganz vergeſſen, daß der Staat noch andern Inhalt hat als das 
Budgetrecht. Man gewöhnt ſich an eine permanente ſittliche Ent— 
rüſtung, die zuletzt den Kopf wirr macht, an gemüthvolle Demonſtrationen, 
mit denen man glaubt, eine That zu thun; an kleinliche Mittel und 
Winkelzüge. Hier ſyſtematiſche Oppoſition, dort ſyſtematiſche Tracaſſerie. 
Ein trauriges Schauſpiel, wenn die Regierung den Toaſtern den Gürzenich 
verſchließt und ſie vor Gericht lädt: aber iſt es etwa erhebender, wenn 
die Vertheidigung nachweiſt, es ſei kein politiſcher Verein, ſondern ein 
„Freßcomité“ geweſen? Es iſt gewiß gegen den Geiſt der Städte-Ordnung, 
wenn die Regierung ihr formales Recht der Nichtbeſtätigung gegen 
alle Mitglieder der politiſchen Gegenpartei wendet; aber iſt es etwa 
im Geiſt der Städte-Ordnung, wenn die Bürgerſchaft ihr formales 
Recht der Wahl gleichfalls nur nach politiſchen Maßſtäben übt? 
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— Es iſt mit einem lange dauernden politiſchen Conflict wie mit 
einem endloſen bürgerlichen Prozeß: manche Tugenden werden geübt, 
Ausdauer, Geduld, Scharfſinn; aber eigentlich iſt es doch ein Leben 
wie das eines von einem krankhaften Abſceß heimgeſuchten Organismus. 
Alle Welt wird Advocat, Calculator, Toaſtredner, alle politiſche Thätig- 
keit dreht ſich im Kreiſe. Wie ſollen aus dieſem ſubalternen Treiben 
ſchöpferiſche Staatsmänner hervorgehn? 

Der Nationalverein und die Fortſchrittspartei fühlten ſich in einer 
Weiſe ſolidariſch verbunden, daß ihre beiderſeitige Wirkſamkeit dadurch 
verkümmert wurde. Der preußiſchen Fortſchrittspartei zu Liebe erklärte 
der Nationalverein: „die Idee der deutſchen Einigung muß vertagt 
werden, bis die Fortſchrittspartei in Preußen regiert. Mit Bismark 
keine preußiſche Spitze!“ Er überhörte das Geſchrei der Süddeutſchen: 
„alle Preußen ſind Bismarker, wir wollen eine preußiſche Spitze weder 
mit noch ohne Bismark!“ Dem kleindeutſchen Nationalverein zu Liebe 
verſicherte die preußiſche Fortſchrittspartei: „wir wollen keine Ver⸗ 
gewaltigung, keine Annexion! wir wollen nur den Bundesſtaat! jede 
Annexion iſt der Idee des Bundesſtaats zuwider, und man muß 
Preußen den Großmachtskitzel austreiben.“ So redeten beide, was 
beide nicht glaubten, ein allgemeines Lügengewebe verhüllte den Ernſt 
der Situation. 

Es gab allerdings Stimmen — wie die Nationalzeitung —, 
die aus dem patriotiſchen Gefühl und der Einſicht, daß man auch 
das Gefährlichſte wählen müſſe, um das Verächtlichſte zu vermeiden, 
dieſes Lügengewebe bekämpften: aber auch dieſe Stimmen tönten nicht 
aus voller Bruſt, ſie waren nicht von dem Gefühl eingegeben, das 
aus dem Bewußtſein einer großen Gemeinſchaft hervorgeht, ſie waren 
gedämpft durch die Scheu, die Beſorgniß, das Mißtrauen gegen die 
eigne Ueberzeugung, welche die wirkliche oder vermeintliche Iſolirtheit 
mit ſich bringt. 

Freilich war auch Politik mit im Spiel. Der Einfluß der Fort- 
ſchrittspartei beruhte theils auf der vortrefflichen Organiſation, theils 
auf der Wucht der Maſſe. Dieſe nicht auf's Spiel zu ſetzen, vertuſchte 
man diplomatiſch die Gegenſätze. Die Nationalzeitung hat mit Ernſt, 
Geiſt und Wärme die großpolitiſchen Anſichten der Volkszeitung nnd 
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der Rheiniſchen Zeitung bekämpft: fie hat es aber niemals ausge- 
ſprochen, daß Männer, die in den Cardinalfragen jenen Blättern 
folgten, mit ihr unmöglich zu einer Partei gehören könnten. Selbſt 
eine Perſönlichkeit wie Freſe ließ man erſt fallen, als er ſelber die 
Cocarde der Forſchrittspartei abgeriſſen und mit Füßen getreten hatte. 
Die blinde Maſſe, die immer nur ein Blatt lieſt, war feſt überzeugt, 
wer die Cocacde der Fortſchrittspartei trage, habe auch in der deutſchen 
Frage mit allen Parteigenoſſen die gleiche Anſicht. In der vorigen 
Seſſion des Landtags hat die Partei nach derſelben Diplomatie ver— 
mieden, die deutſche Frage zu berühren, d. h. ſie hat in dieſer Frage 
abgedankt. Dieſe Diplomatie trug früher ihre guten Früchte; bei den 
Wahlen am 3. Juli hat ſie verſagt. | 

Der Nationalverein war ebenſo diplomatiſch. Um den Schein 
zu erregen, er ſei in Süddeutſchland ſehr populär, ſtimmte er ſich 
möglichſt in die Redensarten der Großdeutſchen; um mit den höhern 
Regionen in Verbindung zu bleiben, ließ er ſich von geſchäftigen auguften- 
burger Agenten in's Schlepptau nehmen. Es ſchien Grundſatz zu ſein, 
überall die mittlere Proportionale zu ziehn, nicht blos zwiſchen den 
Mitgliedern des Vereins, ſondern auch zwiſchen den Mitgliedern und 
den Gegnern; d. h. immer zugleich daſſelbe zu wollen und nicht zu 
wollen. Gut für eine Geſellſchaft, die eben nur den Zweck hat zu 
eziſtiren, nicht für eine, die etwas erreichen will. Das Ende dieſer 
Redeübungen war, daß eine der vernehmlichſten Stimmen des Vereins, 
Metz, ſchließlich in die großdeutſche Poſaune ſtieß. — Und dabei in 
der ganzen Preſſe die fable convenue von einer wirklich exiſtirenden 
„nationalen Partei!“ ja von ihrer Allmacht, während die Annexions— 
politiker ohnmächtig ſeien. Es paßte wieder, was Gumprecht von der 
Linken der Paulskirche äußerte: einer ſah ftannend den andern an, und 
ſagte: wir ſind doch ſehr mächtig! 

Nicht aus eitler Ueberhebung ſind dieſe Geſchichten hervorgeſucht — 
wir haben alle geſündigt, ohne Unterſchied, eine Partei wie die 
andere — ſondern um darauf hinzuweiſen, daß einer großen Zeit 
gegenüber die Mittel nicht mehr anſchlagen, die für eine 
kleine ſich ziemten. Der alte Parteigegenſatz hat ſich überlebt: 
wäre man, den heutigen Anſprüchen gegenüber, noch im Stande zu 
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ſagen, worin ſich Altliberale, linkes Centrum, Fortſchritt unter⸗ 
ſcheiden? — Alle die kleinen Streitigkeiten verſchwinden gegen die 
eine große Frage: ſollen wir das glorreich begonnene Einheitswerk 
unterſtützen oder nicht? Mit dieſer Frage löſt ſich auch der innere 
Conflict. 

Die heutige Aufgabe iſt die umgekehrte von 1848: damals beſchloß 
das Parlament, und verlangte von der preußiſchen Regierung, ſie 
ſollte den Beſchluß ausführen; heute hat die Regierung ausgeführt, 
und verlangt vom Parlament, es ſolle durch ſeinen Beſchluß das 
Ausgeführte bekräftigen. 

In erſter Reihe ſteht der preußiſche Landtag. Er hat die Pflicht, 
die Wege zu ſuchen, in der er, ohne ſein Gewiſſen zu verletzen, der 
Regierung ſeine Mitwirkung zu leihen vermag. Von einer Forderung 
kann er nicht abgehn: der Anerkennung des Budgetrechts. Die Re— 
gierung wolle das nicht als eine Conceſſion an irgend welche Partei 
betrachten: es iſt eine Pflicht gegen ſich ſelbſt. Wenn es heißt: „das 
Budget wird jedes Jahr durch ein Geſetz feſtgeſtellt!“ und man das 
ſo auslegt: „das Budget kann jedes Jahr durch ein Geſetz feſt— 
geſtellt werden;“ fo ſagt der einfache Menſchenverſtand, und wird es 
ſagen, jo lange 2 x 2 = 4 bleibt, da iſt kein Sinn darin! Eine 
Landesvertretung ferner, die nicht verweigern kann, darf auch nicht be> 
willigen. — Das Budgetrecht muß die Regierung anerkennen, und 
ſie kann es ohne Gefahr: ein wohlwollender Landtag wird ihr, in 
Anbetracht ihres neuen Verdienſtes, für das Vergangene Indemnität 
ertheilen. — Der materielle Gegenſatz iſt beſeitigt, wer wollte heute 
noch die Reorganiſation in ihrem Weſen antaſten! — Daß man nur, 
was doch geſchehen muß, auf beiden Seiten einfach, ſchnell und offen 
thue; jede kleinliche Zänkerei (z. B. über Darlehnskaſſen) würde in 
dieſem Moment widerlich ſein. 

Kräftige Unterſtützung der deutſchen Politik des Grafen Bismark, 
und Feſthalten an den liberalen Principien, die zugleich die altpreußiſchen 
ſind, das iſt die Aufgabe der nationalen Partei im Landtag. Die erſte 
Unterſtützung beſteht darin, daß ſie ihm keine unnöthigen Störungen 
macht, wie etwa über die völkerrechtliche Tragweite der Einverleibung 
Lauenburgs. Die zweite in der entſchiedenen Forderung des Parlaments. 
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Man glaubte früher, es ſei Graf Bismark mit dem Parlament 
kein Ernſt. Bitterer Ernſt! Es iſt ja die einzige Schraube gegen den 
Particularismus. Unſere Sache iſt es, dafür zu ſorgen, daß die 
Schraube hält: das iſt nur möglich durch Organiſation einer Einheits— 
partei, die aber nicht mehr ſchwanken darf zwiſchen Ueberzeugung und 
Neigung. Gelingt es uns, dieſe zu Stande zu bringen, mit ihr das 
Parlament zu beherrſchen, das große Werk zu vollenden, das Graf 
Bismark nur halb durchführen konnte: dann und dann erſt ſtehen wir 
gegen ihn und ſeine Conſervativen, wie Macht gegen Macht; dann und 
dann erſt können wir darauf rechnen, was jede echte Partei im Auge 
halten muß; nicht blos lebensfähig, ſondern regierungsfähig zu ſein. 

Die Friedenspräliminarien ſind glorreich, viel glorreicher, wie der 
lühnſte Phantaſt des Nationalvereins ſich geträumt hat. Aber ſie ſind 
nicht das letzte Wort. Die Eintheilung in Preußen erſter und zweiter 
Klaſſe, ein norddeutſches Parlament, in welchem neben den Vertretern 
eines Einheitsſtaats von 24 Millionen die Vertreter von 12 bis 13 
Staaten mit zuſammen 5 Millionen tagen, enthält wieder eine innere 
Unwahrheit. 

Indeß bringen die ſelbſtändigen Regierungen von Meklenburg, 
Oldenburg, Braunſchweig, Thüringen u. ſ. w. keine Gefahr: wohlge— 
ſinnte Fürſten und wohlgeſinnte Bevölkerungen, dankende Schonung 
von unſerer Seite werden das Einigungswerk erleichtern. Viel be— 
denklicher wird es mit den annectirten Provinzen ausſehn, namentlich 
Hannover. Jeder Vorſchub, den man aus irgend einer doctrinär 
liberalen Grille oder aus abgötttiſcher Verehrung irgend eines berühm— 
ten Namens den dortigen Particulariſten leiſtet, iſt ein Verrath an 
der Einigung Deutſchlands. Am ſchlimmſten iſt es in Sachſen, wo 
eine böswillige Regierung ſich auf eine durch das Unglück verwilderte 
und erbitterte Armee ſtützt. Hier wird die Kraft unſerer Regierung 
das Beſte thun müſſen. 

Es wäre günſtig für unſere Entwickelung, wenn Süddeutſchland 
ſo lange draußen bleiben könnte, bis wir mit unſrer norddeutſchen, ſehr 
ſchwierigen Organiſation fertig ſind. Indeß iſt das nicht zu erwarten. 
Bereits iſt durch das Miniſterium Matthy ein ſtarker Keil in das 
Bregenzer Bündniß geſchoben; ſobald unſere Zollſchranken am Main 
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ſtehen, werden die materiellen Intereſſen ſchreiend ihre Stimme er- 
heben, ſehr bald wird der eine ſouveraine Staat des Südens den 
andern verwünſchen. Wir müſſen auf die Erweiterung unſrer Aufgabe 
gefaßt ſein. 

Aber wir dürfen dieſen Zeitpunkt nicht übereilen. Schon laſſen 
ſich in Süddeutſchland particulariſtiſche Stimmen vernehmen, die gegen 
die Mainlinie proteſtiren; nicht darum, um nun auch Süddeutſchland 
dem neuen Bundesſtaat einzuverleiben, ſondern um die Bildung dieſes 
Bundesſtaats zu hintertreiben; ſchon finden ſie Wiederhall in Nord— 
deutſchland bei ſolchen, die das Entgegengeſetzte wollen, aber, 
an die Macht der Phraſe gewöhnt und jeder ſachlichen Anſchauung fremd, 
der Phraſe keinen Widerſtand zu leiſten wiſſen. Schon donnern die— 
ſelben Angſtpolitiker, die bereits über die Februarbedingungen ſo er— 
ſchraken, daß fie Graf Bismark mit einem „berauſchten Kutſcher“ 
verglichen, den man vom Staatswagen herunterreißen müſſe, wenn er 
ihn richt in den Abgrund führen ſolle, dieſelben Angſtpolitiker donnern 
jetzt über die Schwäche Bismarks, den drohenden Franzoſen nicht das 
ganze Deutſchland abgetrotzt zu haben. 

Bald wird man hören: wenn nicht das ganze Deutſchland, lieber 
gar nichts! So ſagte auch Geh. Rath Sammer, der Anguſtenburger: 
„ja wenn Preußen alle Fürſten zum Bundesſtaat zwingt, dann habe 
ich nichts dagegen; aber meinen gnädigſten Herrn allein —! das wäre 
Vergewaltigung.“ 

Man glaubt gewöhnlich, die Krähwinkelei trete beſcheiden auf: 
die echte Krähwinkelei iſt die, welche gleich dem Donner brüllt. — 
Wir ſind durch das was geſchehen in der Lage, Graf Bismark zu 
vertrauen, er werde durchgeſetzt haben, was ſich durchſetzen ließ. — 

Der lange Friede ſeit 1815 hatte das deutſche Bürgerthum zu 
einem früher nie geahnten Einfluß und Wohlſtand, zu einer hohen 
Bildung und Thätigkeit geführt. Mehr und mehr wurden die bürger⸗ 
lichen Intereſſen maßgebend für das Staatsleben; mehr und mehr ge— 
wöhnte ſich das Bürgerthum, ſich als den einzig berechtigten Stand 
im Staat, ſeine, die volkswirthſchaftlichen Intereſſen als die einzig le⸗ 
gitimen zu betrachten. Was ſich dieſen nicht fügen wollte, wurde als 
Junkerthum verſpottet. Seinerſeits raffte ſich 1848 das Junkerthum 


30 

zuſammen, und erklärte mit verdoppelter Einſeitigkeit den bürgerlichen 
Intereſſen und der bisherigen Volkswirthſchaftslehre den Krieg. — 
Nun fürchtet man den Sieg des Junkerthums: Graf Bismark ſoll ja 
erklärt haben, er wolle den Junkernamen zu Ehren bringen. | 

Ich glaube nicht, daß er damit alle Theorien der Kreuzzeitung 
hat unterſchreiben wollen; vielleicht wollte er nur zu zeigen ſuchen, 
daß im Junkerthum mehr von der altpreußiſchen Staatsidee ſich er⸗ 
halten habe als im Bürgerthum. Aber geſetzt den ſchlimmſten Fall, 
er wolle wirklich, wie er in einer ſeiner burſchikoſen Launen äußerte, 
gegen die großen Städte zu Felde ziehn: wie wird man ihn mit Er— 
folg bekämpfen? — Mit Prahlereien? oder daß man ſeiner wirklich großen 
Action gegenüber ſich auf die kleinbürgerliche Art ſteift? daß man ganz 
in Calculatur und Advocatur aufgeht? daß man in Staatsangelegen- 
heiten wieder blos Publicum wird, d. h. wieder blos klatſcht und 
ziſcht? — Ich denke nicht. Das Bürgerthum wird dann den Adel im 
Staatsleben beſiegen, wenn es kräftiger als dieſer die Staats-Idee 
ergreift. An Einſicht in's Einzelne fehlte es uns nicht, nur an Zu— 
ſammenhang des Wollens. Vielleicht findet ſich dann, daß beide Stände 
neben einander beſtehen können. — Wäre Graf Bismark wirklich der 
Mann der Kreuzzeitung, und wollte der Liberalismus wieder in ſeine 
malcontente Haltung zurückgehn, dann wäre Gefahr vorhanden, daß 
er wieder auf die Thorheit ſeiner Gegner ſpeculirt, wie bei ſeinen 
Friedens-Anerbietungen an Dänemark, Oeſtreich, Hannover, Heſſen u. |. w. 
und daß er wieder mit Erfolg ſpeculirt. 

Berlin, 29. Juli 1866. 
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